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Klimaschutzprogramm 2030 umsetzen: Anschlussregelung für 
Güllevergärung jetzt! 

Das Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung sieht als zentrale Maßnahme den Ausbau der 
Güllevergärung vor. Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 2021 wurde deshalb die Möglichkeit 
geschaffen, per Verordnung eine Regelung zum Weiterbetrieb von Biogasanlagen einzuführen, die pri-
mär Gülle als Einsatzstoff nutzen und das Ende der ersten Vergütungsperiode gemäß EEG erreicht ha-
ben. Die Bioenergieverbände appellieren nun an die Bundesregierung, diesem Auftrag noch in dieser 
Legislaturperiode nachzukommen. 

„Die Zeit drängt“, sagt Sandra Rostek, Leiterin des Hauptstadtbüro Bioenergie. „Ende 2020 sind viele 
Anlagen aus der Förderung gefallen, die nun dringend auf die im EEG angekündigte Anschlussregelung 
warten und ohne Perspektive wohl kurzfristig stillgelegt werden müssten.“  Dabei sind gerade diese 
Biogasanlagen aus Klimaschutzsicht besonders wertvoll. Der Ausbau der Güllevergärung ist daher zu-
recht als Maßnahme des Klimaschutzprogramms 2030 zur Erreichung der Klimaziele im Landwirt-
schaftssektor vorgesehen. Allerdings können diese Anlagen aufgrund ihrer höheren Stromgestehungs-
kosten nicht im regulären Ausschreibungsverfahren des EEG gegen andere Bioenergieanlagen konkur-
rieren. Eine eigene Anschlussregelung ist deshalb aus klimapolitischer Sicht notwendig, da bislang keine 
finanzielle Honorierung der Klimaschutzleistung erfolgt.  

Aktuell läuft die Bundesregierung nach Analysen der Bioenergieverbände jedoch Gefahr, statt der im 
Klimaschutzprogramm 2030 geplanten Stärkung der Güllevergärung sogar wieder Rückschläge hinneh-
men zu müssen. Dabei ist die Vergärung von Wirtschaftsdüngern wie Gülle und Mist ein sehr effizienter 
Weg und wesentlicher Schlüssel, um die landwirtschaftlichen Treibhausgasemissionen zu reduzieren.  

„Wir haben pragmatische Vorschläge unterbreitet, wie die Regelung nach dem Vorbild der bestehenden 
Sondervergütungsklasse für Güllekleinanlagen umgesetzt und wie darüber hinaus eine wirkliche Mobi-
lisierung der Güllevergärung erreicht werden kann. Wir bauen nun auf einen beherzten Verordnungs-
entwurf aus dem zuständigen Bundeswirtschaftsministerium und ein zügiges Verfahren.“ 

 

 
Über die Bioenergieverbände 
Im „Hauptstadtbüro Bioenergie“ bündeln vier Verbände ihre Kompetenzen und Ressourcen im Bereich Energiepolitik: der Bundesverband 
Bioenergie e.V. (BBE), der Deutsche Bauernverband e.V. (DBV), der Fachverband Biogas e.V. (FvB) und der Fachverband Holzenergie (FVH). 
Gemeinsam bilden sie die gesamte Bioenergiebranche ab von Land- und Forstwirten, Anlagen- und Maschinenbauern, Energieversorgern bis 
hin zu Betreibern und Planern. Das Hauptstadtbüro Bioenergie verleiht den vielen unterschiedlichen Akteuren und verschiedenen Technolo-
gien der Bioenergiewirtschaft eine gemeinsame starke Stimme gegenüber der Politik. Insbesondere in den Sektoren Strom und Wärme setzt 
es sich technologieübergreifend für die energiepolitischen Belange seiner Trägerverbände ein. Im Kontakt mit politischen Entscheidungsträ-
gern kann das Hauptstadtbüro Bioenergie auf ein breites Unterstützernetzwerk zurückgreifen und kooperiert insbesondere mit dem Bun-
desverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE). 
www.hauptstadtbuero-bioenergie.de 

https://www.hauptstadtbuero-bioenergie.de/aktuelles/positionspapiere/vorschlag-fuer-eine-anschlussregelung-fuer-guelle-biogasanlagen-nach-88b-eeg-2021
http://www.hauptstadtbuero-bioenergie.de/
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Kontakt 

Bundesverband Bioenergie e.V. (BBE) 
Bernd Geisen 
Geschäftsführer 
Tel. 02 28 / 810 02 59 
Mail: geisen@bioenergie.de 

 

Fachverband Biogas e.V. (FvB) 
Jörg Schäfer 
Fachreferent Politische Kommunikation 
Tel. 0 30 / 2758 179 15 
Mail: Joerg.schaefer@biogas.org 

Deutscher Bauernverband e.V. (DBV) 
Axel Finkenwirth 
Pressesprecher 
Tel. 0 30 /31904 240 
Mail: presse@bauernverband.net 

Fachverband Holzenergie im BBE (FVH) 
Matthias Held 
Geschäftsführer 
Tel. 0 30 / 2758 179 19 
Mail: held@bioenergie.de 

 


